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Anstrengungen zur Senkung
der Armutsgefahrdung bei
Kindern und Jugendlichen
erhohen

Europaische Garantie fiir
Kinder wird positiv beurteilt

Vom ,Re-labelling”
existierender MaRnahmen
zur Bereitstellung
zusatzlicher Mittel

Kindergarantie als Chance
fiir praventive Ansiatze

Ressortiibergreifende
Ansitze und die
Einbeziehung der
Finanzministerien helfen bei
der Umsetzung

Universelle und
zielgruppenorientierte
MaRBnahmen mischen

Beteiligung von Betroffenen
in der Planung und
Umsetzung von konkreten
MaRnahmen
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Die Entwicklung des Anteils der Kinder und Jugendlichen mit Armutsrisiko in der
EU ist nicht auf dem Weg, die Ziele fiir 2030 zu erreichen. AuBerdem wichst die
Armutsliicke zwischen Haushalten mit oder ohne Kindern. Die Anstrengungen
gegen Kinderarmut miissen erhoht werden.

Nach Einschétzung vieler Teilnehmer:innen hat die Europaische Garantie fiir Kinder
(CG) auf europaischer und nationaler Ebene insgesamt zusétzliche Investitionen
zur Armutsvermeidung und Teilhabeforderung ausgelost, Plattformen fiir
Koordination geschaffen und / oder zumindest die Prioritat und Sichtbarkeit fiir die
Bekampfung von Kinderarmut erhoht.

Einige Staaten haben in ihren Nationalen Aktionsplanen im Wesentlichen eine
Auflistung oder Umetikettierung bereits bestehender Leistungen betrieben. Zwar
sollten nach Einschatzung der Teilnehmer:innen zuséatzliche Aktionen und
Mittelbereitstellungen ausgeldst werden, jedoch seien zum Teil auch existierende
Ansitze und die Koordination bestehender MaRBnahmen durch die Kindergarantie
gestarkt worden.

Auf der nationalen Ebene hat die Kindergarantie zum Teil eine Verbesserung der
Fordermdglichkeiten fiir praventive Ansatze mit sich gebracht. Dieser Wechsel von
Jreaktiven” zu ,praventiven” Armutspolitiken sollte weiter gestarkt werden. Es
bedarf dazu koharenter Strategien die nationale, regionale und lokale Ebenen
einbeziehen.

Ressortiibergreifende Ansédtze der Armutshekdampfung und Teilhabeforderung
zadhlen seit Beginn der Diskussion um die Kindergarantie zu den zentralen
Forderungen an die nationalen Umsetzungsprozesse. Besonders erfolgreich
erscheinen die Mitgliedstaaten, denen es gelungen ist, verbindliche
ressortiibergreifende Koordinationsstrukturen aufzubauen. Insbhesondere dann,
wenn das Finanzministerium eine konstruktive Rolle einnimmt.

Erfolgreiche Armutshekdmpfungs- und Teilhabefdrderungspolitiken weisen einen
Mix von universellen und zielgruppenorientierten Angeboten auf. Beide Strategien
miissen kombiniert und koordiniert werden.

Die Sozialraumorientierung von Unterstiitzungsstrukturen und MalRnahmen wird
von den Teilnehmenden als eine wichtige Voraussetzung fiir bedarfsgerechte
kommunale praventive Politiken eingeschatzt. Planung und Umsetzung sollten
neben aggregierten Daten auch die lebensweltlichen Erfahrung von Familien und
Kindern beriicksichtigen und deren Beteiligung ermaglichen.
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Einleitung

Am 09. Oktober 2024 veranstalteten die COFACE Fa-
milies Europe und die Arbeitsgemeinschaft der
deutschen Familienorganisationen (AGF) gemeinsam
ein Européisches Fachgesprach zur Rolle der kom-
munalen Ebene bei der Umsetzung der Europai-
schen Garantie fiir Kinder (,Kindergarantie” bzw.
.Child Guarantee”). Die 35 Teilnehmenden setzten
sich aus zivilgesellschaftlichen und staatlichen Akt-
euren sowie der Wissenschaft zusammen.

Hintergrund

Im Sommer 2021 hatten die EU-Mitgliedstaaten die
Einfiihrung der , Européischen Garantie fiir Kinder”
beschlossen. In ihr werden Zielgruppen definiert,
die als ,bediirftige Kinder” bezeichnet werden. Dazu
gehoren arme oder armutsbhedrohte Kinder in preka-
ren familiaren Situationen. Aber auch andere For-
men der Benachteiligung von Kindern, die eine ge-
sellschaftliche Inklusion und Teilhabe erschweren
konnen, werden von der Child Guarantee als bediirf-
tig benannt. Dazu zahlen Obdachlosigkeit, Behinde-
rung, Migrationshintergrund, ethnische Diskriminie-
rung und Heimerziehung. Fiir die Umsetzung enthéalt
die Europaische Garantie fiir Kinder Selbstverpflich-
tungen der EU-Mitgliedstaaten, die bediirftigen Kin-
dern den Zugang zu bestimmten fiir ihr Wohlbefin-
den und gutes Aufwachsen wichtigen Diensten und
Giitern bis zum Jahr 2030 garantieren soll. Dies sind
inshesondere:
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e ein effektiver und kostenloser Zugang zu hoch-
wertiger friihkindlicher Betreuung, Bildung und
Erziehung, zu Bildungsangeboten und schulbe-
zogenen Aktivitaten sowie zu mindestens einer
gesunden Mabhlzeit pro Schultag,

¢ ein effektiver und kostenloser Zugang zu einer
hochwertigen Gesundheitsversorgung,

e ein effektiver Zugang zu angemessenem Wohn-
raum,

e ein effektiver Zugang zu gesunder Ernahrung.

Die Umsetzung erfolgt somit iiberwiegend nicht auf
europaischer, sondern auf nationaler Ebene. Dazu
sollen von den Regierungen der Mitgliedstaaten alle
zwei Jahre Fortschrittsherichte vorgelegt werden,
um den Stand der Umsetzung transparent zu ma-
chen. Die Frist der Einreichung des ersten Berichts
war Marz 2024. Zum Zeitpunkt der Veranstaltung
hatte jedoch nur ein Teil der Staaten einen Bericht
eingereicht.

Die Kindergarantie erkennt die Bedeutung des Zu-
sammenspiels der verschiedenen staatlichen Ebe-
nen an, inshesondere der lokalen Ebene. In zahlrei-
chen europaischen Staaten riickt die kommunale
Ebene fiir die Armutspravention zunehmend in den
Focus der Aktivitaten, um eine wirksame Armuts-
pravention umzusetzen. Diesen Aktivitaten und Er-
fahrungen hat sich das aktuelle européische Fach-
gesprach gewidmet.
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Unterstiitzung von Eltern und Betreuungspersonen in den ersten
Lebensjahren: wirksame Interventionsmodelle

Arianna Lazzari (Universitat Bologna, Italien)

In fiinf sehr unterschiedlichen italienischen Regio-
nen seien Familienzentren als Pilotprojekte einge-
richtet worden, die von Save the Children betrieben
und von der Universitat von Bologna fachlich beglei-
tet werden. Dies erfolge vor dem Hintergrund einer
Anderung der italienischen Politik in den letzten
Jahren in Richtung eines intersektoralen Ansatzes
der Familienpolitik. So sei 2017 eine strukturelle Re-
form durchgefiihrt worden, mit der Familiendienst-
leistungen verschiedener Ministerien nun unter dem
Dach des Familienministeriums zusammengefasst
wurden. Dies habe die Fragmentierung der Dienste
beseitigt und die Zuganglichkeit fiir die Familien er-
hoht. Dariiber hinaus sollten damit die sozialen Un-
gleichheiten zwischen Nord- und Siiditalien sowie
zwischen Stadt und Land angegangen werden. Des

Weiteren war es das Ziel, vulnerable Familien bes-
ser zu unterstiitzten und starker in die ersten Le-
bensjahre zu investieren. Im Rahmen der Kinderga-
rantie und des italienischen Nationalen
Aktionsplans von 2022 konnen Familienzentren und
andere Projekte durch den ESF+ und andere Pro-
gramme gefordert werden. Die Familienzentren er-
brachten im Rahmen eines Paradigmenwechsels
nicht nur Unterstiitzungsleistungen fiir junge Kinder
und Familien, sondern fordern auch die sozialraumli-
che Entwicklung und die lokalen Gemeinschaften.
Dadurch wiirden insbesondere Familien erreicht, die
sonst oft nicht erreicht werden.

An der Neuausrichtung seien verschiedene Akteure
wie Lehrer:innen, vorschulische Betreuer:innen, So-
zialarbeiter:innen, Krankenpfleger:innen und Ge-
sundheitsarbeiter:innen beteiligt worden. Die Fami-
lienzentren seien meist an staatlichen Schulen
angegliedert und soweit wie moglich als Anlauf-
stelle fiir alle Angelegenheiten der Familien ausge-
legt worden. Hierfiir werde das Personal der Famili-
enzentren geschult, um Bereiche von der
vorschulischen Bildung his zu Gesundheitsdiensten
abzudecken. Dabei sei zunachst ein gemeinsames
interprofessionelles Verstandnis der Problemlagen
und eine ,gemeinsame Sprache” fiir die Koordina-
tion von Aktivitaten entwickelt worden. Wichtig sei
es in dem Prozess gewesen, dass sich die Teams ei-
nen mit den Entwicklungen der Angebote identifi-
zieren konnen. Die Familienzentren konnten dadurch
Armut als multidimensionales Phanomen durch ver-
schiedene gezielte MaRnahmen bearbeiten. Sie ziel-
ten darauf ab, soziale Ungleichheiten in der vor-
schulischen Bildung abzubauen.
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Sandra Fischer (Universitat Bonn, Deutschland)

Fischer

Zwischen Italien und Nordrhein-Westfalen gebe es
beim System der Familienzentren viele Parallelen.
Die Familienleistungen seien im foderalen System
Deutschlands von der Bundesebene durch das Sozi-
algesetzbuch VIII vorgegeben. Die Bundeslander
spezifizierten die Leistungen inshesondere im Be-
reich Bildung und in den organisatorischen Struktu-
ren. Die Kommunen als wichtigste Ebene seien fiir
die lokale Infrastruktur und die Erfiillung der
Rechtsanspriiche zustandig. Ein weiterer bedeutsa-
mer Akteur seien die gemeinniitzigen freien Trager,
die soziale Dienstleistungen erbringen. Die Finanzie-
rung erfolge hauptsachlich durch die Lander und
Kommunen, wobei in den meisten Bundeslandern
die Eltern Gebiihren fiir Dienstleistungen im Rah-
men der vorschulischen Bildung und Betreuung zu
entrichten hatten.

In Nordrhein-Westfalen habe es bereits vor 2006
Familienzentren gegeben, die von den freien Tragern
oder den Kommunen initiiert wurden. Dabei habe es
sich um einen Bottom-up-Prozess gehandelt, der ein
Beispiel dafiir sei, dass das foderale System neben
seinen Schwachen auch die Stéarke habe, ,Laborato-
rien” fiir Innovationen zu ermdglichen. Im Jahr 2006
habe das Bundesland ein Programm fiir die Weiter-
entwicklung von Kindertageseinrichtungen zu Fami-
lienzentren begonnen und 2007 die Familienzentren
im ersten Kinderbildungsgesetz (KiBiz) des Landes
verankert. Dort seien Familienzentren als Einrichtun-
gen der Ganztagsbetreuung definiert, die Dienstleis-
tungen zusatzlich zur schulischen Bildung und der
Betreuung erbringen sowie leicht zugangliche Bera-
tung und Unterstiitzung von Familien anbieten oder

weitervermitteln, orientiert an den lokal vorhande-
nen Bedarfen. Die Finanzierung der Familienzentren
stamme aus dem Landeshaushalt und sei an eine
vierjahrige Zertifizierung gebunden. Seit 2020/21
habe die Finanzierung 20.000 EUR pro Jahr betra-
gen und sei mittlerweile dynamisiert worden. Bis
heute habe jedes Jahr die Zahl der Kindertagesein-
richtungen, die zu Familienzentren wurden, zuge-
nommen. 2007 seien es 261 zertifizierte Familien-
zentren gewesen, und 2023 bereits etwa 3.300.
Rund ein Drittel der Day-care Center in Nordrhein-
Westfalen seien Familienzentren.

Die Familienzentren folgten laut Gesetz drei leiten-
den Prinzipien: 1. der Orientierung an Familien,

2. der Orientierung auf eine Zusammenarbeit mit ex-
ternen Partnern in der lokalen Gemeinschaft sowie
3. der Orientierung am Sozialraum oder der Nach-
barschaft. Kinder wiirden dadurch unterstiitzt, in-
dem ihre Familien entlastet werden. Dies geschehe
durch leicht zugangliche Dienstleistungen ohne
Stigmatisierung, durch Angebote aus einer Hand
und durch sektoreniibergreifende Kooperationen.
Die Familienzentren konnten die Dienste selbst o-
der - haufiger - durch die Zusammenarbeit mit Erzie-
hungsberatungsstellen erbringen. Die Beratung wird
im Familienzentrum angeboten, meist monatlich,
manchmal aber auch alle zwei Wochen oder wo-
chentlich. Die Mitarbeiter:innen wiirden oft zu El-
ternabenden eingeladen, damit der Zugang zu ihnen
erleichtert wird. Beratungen und Zugénge zur Ge-
sundheitsversorgung wiirden im Familienzentrum o-
der durch einen Pick-up-Service angeboten, zum
Beispiel Sprachtherapie. Allerdings sei es schwierig,
hierfiir eine Finanzierung zu erhalten, unter ande-
rem, weil befiirchtet werde, dass auf diese leicht zu-
gangliche Weise die Nachfrage erhoht werde.

Insgesamt triigen die Familienzentren zu einer pra-
ventiven Sozialpolitik bei, indem sie Kindertagesein-
richtungen dafiir nutzen, Kinder und Familien dort
zu erreichen, wo sie sich ohnehin aufhalten. Famili-
enzentren kombinierten primare und sekundare Pra-
vention und béten einen Anker fiir Familien in der
Nachbarschaft. Die Zusammenarbeit mit externen
Partnern werde von allen Beteiligten als eine Berei-
cherung angesehen. Allerdings bestiinden auch
Herausforderungen, weil die Kooperation unter dem
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Mangel an finanziellen Ressourcen, Personalaus-
stattung und Fachkraften leide. Dies gelte sowohl
fiir die Familienzentren als auch die externen Part-
ner. Die Kooperation leide auch unter Regulierungen
wie der Heilmittelverordnung, die die Maglichkeiten
der Zusammenarbeit begrenze. Der Erfolg von Fami-
lienzentren zeige sich beispielsweise darin, dass die
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Inanspruchnahme der Dienste in Nordrhein-Westfa-
len hoher sei als in vielen anderen Bundeslandern
und die Liicke der erreichten Familien zwischen Fa-
milien mit und ohne Migrationshintergrund kleiner
sei — jedoch bestehe auch hier eine solche Liicke.
Familienzentren seien letztendlich ein gutes Instru-
ment, um viele Familien, wenn auch vielleicht nicht
alle, zu erreichen.

Kristien Nys (Odisee University of Applied Sciences, Belgium)

In Flandern seien Ahnlichkeiten und Unterschiede
zu den bisher vorgestellten Ansatzen zu finden. Zum
Angebot fiir Familien gehdrten dort Hauser des Kin-
des (houses of the child) sowie Familiencoaches.

Die Hauser des Kindes seien Einrichtungen der nati-
onalen Regierung, die Eltern Unterstiitzung fiir Kin-
der und Jugendliche bis 25 Jahre boten, hauptsach-
lich jedoch fiir Vorschulkinder. In den 300
Kommunen Flanderns und 19 Bezirken Briissels be-
stiinden 227 Hauser des Kindes. Etwas mehr als die
Halfte von ihnen seien Angebote an einem oder
mehreren Orten - und nicht nur auf einer Website.
Inshesondere die von Kommunen bzw. einer Region
betriebenen Hauser des Kindes verfiigten ofter iiber
ein entsprechendes Gebaude. Je nach Situation vor
Ort wird mit unterschiedlich vielen externen Part-
nern zusammengearbeitet. Nur 29,3 % der Hauser

erreichten 2022/23 laut einer Evaluation alle erwar-
teten Familien. Hauptsachlich wiirden Niederlan-
disch sprechende Familien von dem Angebot profi-
tieren, darunter vor allem Miitter. Die Hauser mit
einer realen Anlaufstelle erzielten gegeniiber den
virtuellen Angeboten eine hohere Abdeckung.

20 % der Hauser befassten sich nicht mit den sozio-
okonomischen Bedingungen des Familienlebens. Zu
den Herausforderungen gehdre, dass die Hauser
sehr stark von den Lokalverwaltungen und lokalen
Wabhlen abhéangig seien, um eine physische Anlauf-
stelle zu erhalten. Ein Grund fiir die groBen Unter-
schiede unter den Hausern sei die Finanzierung. Sie
reiche von 1.200 bis zu 87.000 EUR pro Jahr. Die Fi-
nanzierung werde von den Kommunen bezuschusst.

Familiencoaching werde im Rahmen eines dreijahri-
gen Programms der flamischen Regionalverwaltung
angeboten. Hierbei mache ein (meistens weiblicher)
Familiencoach Hausbesuche bei vulnerablen Fami-
lien. Das Coaching kénne drei Monate bis zu meh-
rere Jahre dauern und habe in drei Vierteln der Falle
zu einer Verbesserung der Situation der Familie bei-
getragen. Die Familiencoachs bemiihten sich auch
um bessere Wohnverhéltnisse, was jedoch aufgrund
des bestehenden Mangels an gutem und bezahlba-
rem Wohnraum oft sehr schwierig sei. Die Fortfiih-
rung des Familiencoachings hange nun von den lo-
kalen Verwaltungen ab, so dass es passieren kdnne,
dass ein gut laufendes Programm gestoppt werde.
Vorteilhaft sei es, wenn sich ein:e Koordinator:in um
die Organisation und Fortsetzung des Programms
kiimmere, damit sich die Familiencoachs nicht um
ihre Arbeitsumgebung und Finanzierung sorgen
miissen. Wichtiger als die Einbindung der Familien-
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coachs in die Hauser des Kindes sei jedoch die Hal-
tung der Familiencoachs, mit der sie das Vertrauen
der Familien gewinnen kdnnen. Es habe sich als
entscheidend herausgestellt, niedrigschwellige Mo-
mente des Zusammenkommens mit den Familien

Diskussion

In der Diskussion wurde erlautert, dass die Famili-
enzentren in NRW in verschiedene Programme inte-
griert seien, wie in kommunalen Praventionsketten
und in das Landesprogramm Friihe Hilfen, welches
auf lokaler Ebene sektoreniibergreifend umgesetzt
wurde. Hinsichtlich der Hauser des Kindes in Flan-
dern wurde darauf hingewiesen, dass sie zwar ei-
gentlich den Zeitraum von vor der Geburt eines Kin-
des bis zum Alter von 25 Jahren abdecken sollen,
tatsachlich aber hauptsachlich Kinder bis zu drei
Jahren erreicht wiirden. Deshalb waren Schulen als
Anlaufstelle eigentlich ein gut geeigneter Ort. Je-
doch wiirde damit die Zuordnung vom Wohlfahrts-
zum Bildungsministerium wechseln, das weniger fa-
milienfreundlich ausgerichtet sei. Daher sollte man
nach Wegen suchen, die Familienperspektive in den
Diskurs der Bildungs- und Schulpolitik hineinzutra-
gen. Betont wurde aus italienischer Sicht, dass es
bei Vorschullehrer:innen oft Widerstand gegen die
informelle Einbindung der Familien gebe. Wenn sie
jedoch das Zusammensein der Kinder mit den Fami-
lien erlebten, wiirde sich das oft andern. Dariiber
hinaus bestehe das vorgestellte Pilotprogramm erst
seit zwei Jahren. Der Trainingsaufwand sei be-
trachtlich, und eine Anderung der Sichtweisen
werde meist nur durch einen aufwéndigen gemein-
samen Prozess erreicht.

Aufgeworfen wurde die Frage nach der Wirksamkeit
solcher Dienstleistungen. Alle Staaten stiinden vor
der Herausforderung, sicherzustellen, dass die
Dienstleistungen wirklich dort erbracht werden, wo
der groRte Bedarf bestehe. Das hdnge mit der Frage
zusammen, wie ein nachfrageorientiertes statt eines
angebotsorientierten System der Familienpolitik ge-
staltet werden kann. Kristien Nys wies daraufhin,
dass die Armut in einer Kommune ein guter Indika-
tor fiir den Start solcher MaRBnahmen und die Aus-
wahl der Kommunen fiir diese sei. AuBerdem miisse
man starker praventiv vorgehen.
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(coffee moments) als Ausgangspunkt zu nutzen, so-
wie den Menschen zuzuhdren und sie nicht zu ver-
urteilen.

Oft kamen die Fragen von den Familien in Momen-
ten des Ubergangs, also vor dem Eintritt einer Be-
darfssituation. Man miisse in Pravention investie-
ren, um das Armutsziel bis 2030 zu erreichen. Die
hisherigen MaRnahmen reichten nicht aus. Sandra
Fischer betonte, dass die Familienzentren in NRW
vor allem in Sozialraumen mit besonderen Heraus-
forderungen eingefiihrt worden seien. Generell gehe
es jedoch um die Frage, wie universelle und ziel-
gruppenspezifische Programme miteinander kombi-
niert werden konnen. Es bediirfe u.a. auch deshalb
verschiedener Angebotsformen, um eine breite poli-
tische Akzeptanz zu gewinnen bzw. aufrechtzuerhal-
ten.

Zudem wurde die Problematik von Indikatoren fiir
das politische Handeln thematisiert. Ein deutscher
Landkreis stelle fiir Entscheidungstrager:innen die
Daten zu Kinderarmut sowie die verfiigharen Dienst-
leistungen fiir Kinder auf dem Smartphone raumlich
dar. Es sei aber problematisch, nur auf die vorhan-
denen Daten wie die Anzahl von Menschen in Ar-
mut abzustellen. Es sei ebenso wichtig, dass Fami-
lien bedarfsgerechte Dienstleistungen erhalten.
Dafiir miisse jede Art von Familie mit Bedarf unter-
stiitzt werden. Erganzt wurde, dass lokale Entschei-
dungstrager:innen fiir die Ermittlung lokaler Bedarfe
zentral seien. Es gabe in den Kommunen unter-
schiedliche Probleme im Zusammenhang mit Armut.
Man miisse nicht nur auf die Armutsquoten
schauen, sondern auch auf die Determinanten der
Armut sowie auf die lokalen Ressourcen, auf die
man fiir integrierte Interventionen setzen konne.
Ebenso sei der Aufbau von Kapazitaten und Kompe-
tenzen in der Verwaltung relevant, wo beispielweise
Fordermittel fiir die Kindergarantie trotz bestehen-
den Bedarfs nicht in Anspruch genommen werden.

Hingewiesen wurde in der Diskussion zudem auf be-
stehende Angebotsliicken fiir migrantische Grup-
pen. Es sei fiir migrantische Familien zum Teil
schwierig, die Angebote zu verstehen und einen
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Uberblick zu bekommen. AuBerdem gebe es viel
Misstrauen gegeniiber offentlichen Institutionen;
die erste Reaktion sei daher oft, ein Angebot abzu-
lehnen. Eine vertrauenshildende MalRnahme sei es,
Dienstleistungen gemeinsam mit Migrantenorgani-
sationen als Partner anzubieten, um die Zielgruppen
besser zu erreichen.

Hinsichtlich der vorgestellten Beispiele aus Italien
und Flandern wurde die Frage aufgeworfen, ob Aus-
wirkungen der Kindergarantie bereits sichtbar seien.
Arianna Lazzari verwies dazu auf die regionale Fi-
nanzierung, die durch den ESF+ gefordert werde.
Oft fehle es an der ndtigen Expertise zur Umsetzung
sowie zur Beantragung der Forderung. Die Teilneh-
mer:innen aus Flandern wiesen darauf hin, dass es
dort keine zusatzliche Finanzierung fiir die Kinderga-
rantie gebe und sich keine Organisation auf die Kin-
dergarantie, manche jedoch auf die Kinderrechte
beziehen. Zudem werde die Kindergarantie zwar auf
der foderalen Ebene Belgiens beriicksichtigt, die Fa-
milienpolitik miisse jedoch auf der regionalen Ebene
umgesetzt werden. Nationale NGOs wiirden zur Um-
setzung der Kindergarantie aufgefordert, aber NGOS
auf der regionalen und lokalen Ebene wiissten teil-
weise gar nicht, dass sie Teil dieser Umsetzung
seien. Weiter wurde kritisiert, dass die Stakeholder
nicht in die Erarbeitung der nationalen Aktionsplane
und deren Umsetzung einbezogen worden seien.

Aus deutscher Perspektive wurde der foderale Cha-
rakter der Gesundheitsversorgung erlautert. In Inno-
vationsprozesse zur Verbesserung der Versorgung
einiger Zielgruppen miissten jeweils viele staatliche
und parastaatliche Akteure involviert werden. Zu-
dem befiirchteten Akteure eine Konkurrenz um For-
dermittel, und die Krankenversicherungen, dass zu
viel Nachfrage geweckt werde. Es sei sehr kompli-
ziert, diese Perspektiven zu koordinieren, wodurch
Weiterentwicklungen im System nur in sehr zeitauf-
wendigen Prozessen maglich seien. Was die soziale
Selektivitat beim Zugang angehe, so sahen sich Fa-
milienzentren hauptséachlich mit Informationsasym-
metrien konfrontiert, die zu Unterschieden in der In-
anspruchnahme fiihrten. Dariiber hinaus kdnnten
anfallende Kosten fiir die Eltern zur sozialen Selekti-
vitat beitragen.
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Fiir Flandern wurde erganzt, dass die Frage der Ver-
sicherung ein groRes Hemmnis beim Versuch, be-
stehende Freizeitaktivitaten in die Schulen zu holen,
war. Eine offene Frage sei, ob es zur Aufgabenbe-
schreibung der Schulen gehdre, die Aufsicht wah-
rend solcher Freizeitaktivitaten zu leisten. Fiir das
Thema soziale Selektivitat spielten in Flandern War-
telisten eine groRe Rolle. Es gebe eine Tendenz zu
exklusiven Definitionen von Zielgruppen, was zum
Ausschluss von Familien mit komplexen Problemla-
gen fiihre. Die Familienscouts steuerten gegen diese
Entwicklung, indem sie Familien mit komplexen
Problemlagen einen direkten Zugang zu Unterstiit-
zungsleistungen verschaffen, anstatt sie nur auf
eine Warteliste zu setzen. Was die Gesundheitsleis-
tungen zur mentalen Gesundheit angeht, so sei die
Inanspruchnahme allgemein niedrig. Die meisten
Hauser des Kindes fokussierten auf die ersten Le-
bensjahre. Es gelinge gut, in den Hausern des Kin-
des Treffen zu organisieren, an denen Eltern mit ih-
ren kleinen Kindern teilnehmen, aber es sei
schwierig, Treffen fiir Eltern und ihre Kinder im
Teenageralter oder jungen Erwachsenenalter durch-
zufiihren. Fiir diese gebe es andere, oft ortsnahe,
Angebote, die es zu nutzen gelte. Zudem wiirden
vermehrt Psycholog:innen in den Schulen einge-
fiihrt. Dies habe die Nachfrage nach ihnen erhoht
und kdnne nun zu einer Uberlastung fiihren.

Angesprochen wurde das Monitoring in den Hau-
sern des Kindes. Hier wurde auf die Evaluationsstu-
dien verwiesen, die betont hatten, dass es keine ge-
nerelle Qualitatssicherung der Hauser des Kindes
gebe. Angemerkt wurde zudem, dass die genannte
Finanzierung der Hauser des Kindes vollig unzu-
reichend fiir die Umsetzung und die Dauerhaftigkeit
der Finanzierung ein allgemeines Problem sei. Die
Landkarte der Angebote sahe dadurch jedes Jahr
anders aus. Es ware dennoch interessant, aus den
vorhandenen Erfahrungen die gut funktionierenden
Angebote fiir Familien herauszudestillieren, so dass
sie auch andernorts umgesetzt werden konnten.
Beispielsweise erscheine fiir den Start eine Vernet-
zung von Graswurzelinitiativen und den Schulen
sinnvoll. Da es Familienzentren in sechs oder sieben
europaischen Staaten, darunter Estland, Finnland
und Kroatien, gebe, ware es interessant, die Details
der Umsetzung anzusehen und die gewonnenen Er-
kenntnisse zusammenzutragen und auszuwerten.
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Eine internationale Perspektive auf effektive Armuts-

Praventionsmodelle

Jorg Fischer (Fachhochschule Erfurt, Deutschland)

Jorg Fischer betrachtete vor allem die Effektivitat
von Préavention, die viel schwieriger zu ermitteln sei
als die Effektivitat von Interventionen. Es gehe um
die Fragen, wie Bedarfe und Angebote zusammen-
passen und was Erfolgsfaktoren seien. Hierzu ent-
wickelte er Thesen aus der wissenschaftlichen Be-
obachtung anderer Politikfelder, von denen die
Familienpolitik lernen kdnne.

In Deutschland gebe es zwar viele Angebote, aber
wir lernten aus deren Erfahrungen zu wenig, vor al-
lem nicht aus Fehlern. Wir seien nicht mutig genug,
um aus Misserfolgen zu lernen. Hierbei sei die Ef-
fektivitat von Praventionsmodellen schwer einzu-
schatzen, da man etwas ermessen miisse, das nicht
eintritt, weil es erfolgreich vermieden wurde. Die
Wirkungsdebatte werde insgesamt sehr technisch
verstanden. Der Gedanke der Effektivitat von Famili-
enpolitik hétte insgesamt keinen hohen Stellenwert,
weder in Politik und Verwaltung noch bei den Tra-
gern. Gleichzeitig sehe sich die Politik in Zeiten von
Fake-News gezwungen, auch ,Bauchgefiihle” der
Bevdlkerung zu beriicksichtigen. Es seien viele nor-
mative Einschatzungen mit geringer empirischer Un-
tersetzung im Umlauf. So gebe es unterschiedliche
Einschatzungen, was eine gute Familie und deren
tatsachliche Bediirfnisse seien. AuRerdem sei die
Politik recht weit von den jungen Familien entfernt.
Aus diesen Griinden kdnne die Familienpolitik
schnell vereinnahmt werden, zum Beispiel fiir volki-
sche Ideen von Mutterschaft. Die Familienpolitik

konne aufgrund eigener Schwache nicht gut dage-
genhalten.

Gleichzeitig sei die Familienpolitik aber auch erfolg-
reicher geworden. Ihre Angebote wiirden gut nach-
gefragt — wobei jedoch die Frage sei, ob sie auch
immer die Gruppen mit den groRten Bedarfen errei-
che. Familienpolitik sei priméar ein Ansatz der Pra-
vention, denn sie solle die Familien starken, aber
dies werde in der AuRendarstellung von Politik und
Tragern nur wenig genutzt. Die Familienpolitik brau-
che ein starkeres Praventionsverstandnis, wobei es
jedoch zu oft Verwischungen von primérer, sekun-
darer und tertidrer Pravention gebe.

In der Entwicklung der Familienpolitik sei es beim
Ubergang vom Kinderschutz zur Armutsprévention
vor allem darum gegangen, aus Fehlern zu lernen.
Der Ansatz der Intervention sei einer dauernden
Uberforderung ausgesetzt gewesen, was den Bedarf
an Préavention deutlich gemacht habe. So setzte der
Kinderschutz erst ein, wenn ein Problem eingetreten
war (tertiare Pravention). Die Regelstrukturen der
Jugendamter seien reaktiv gewesen. Bei vielen EI-
tern habe das Bild der , Kinderweghol-Polizei” ge-
herrscht, so dass der Kontakt vermieden wurde.

Seit 2012 werde hingegen der praventive Ansatz der
friihen Hilfen verfolgt, vor allem fiir Schwangere
und Eltern von Kindern unter 3 Jahren. Hier gehe es
darum, die Eltern zu starken, was einen primar- und
sekundar-praventiven Ansatz darstelle. Allerdings
fokussiere der Ansatz auf Kinder unter drei Jahren,
obwohl die hochsten Armutsquoten bei alteren Kin-
dern zu finden seien, fiir die es auch eine geringere
politische und offentliche Aufmerksamkeit gebe. In
den friihen Hilfen sollen Jugend-, Sozial- und Ge-
sundheitsdmter kooperieren und voneinander ler-
nen, ebenso von freien Tragern und der Zivilgesell-
schaft. Der weitergehende Ansatz der
Armutspréavention werde schlussendlich im Nationa-
len Aktionsplan zur Kindergarantie verfolgt. Viele
Kommunen leisteten hier hervorragende Arbeit,



Européisches Fachgesprach zur Rolle der kommunalen Ebene bei der Umsetzung der

Européischen Kindergarantie

brauchten aber mehr Riickendeckung von der Bun-
desebene. Im Bereich der Armutspravention sei es
allerdings barbarisch, wenn Menschen gesagt
werde, wie sie mit etwas auskommen sollen, das
nicht ausreicht. Stattdessen sei ein Ubergang von
der Verhaltenspravention zur Verhaltnispravention
notig. Dies wiirde bedeuten, die sozialen Umweltbe-
dingungen zur Vermeidung von Armut zu schaffen.
Die Sozialraumorientierung sei hierbei ein sinnvoller
Ansatz, der Sozialraum werde aber fast immer von
aulen definiert, und nicht als der Raum, in dem die
Menschen ihre sozialen Beziige haben. Letzteres ge-
linge nur mit Partizipation.

Die Bundesebene konne mit ihrer Gesetzgebung und
der Bekampfung der Ursachen im vollen Umfang Ar-
mutspravention der Armut betreiben. Hingegen
konnten die Lander dies nur eingeschrankt, z. B. im
Bereich der Bildung. Die Kommunen schlieRlich
seien gar nicht in der Lage, Armutspravention zu be-
treiben. Das iiberfordere sie. Vielmehr lagen ihre

Integrierte Ansatze der Familienpolitik seien mit ei-
nigen Herausforderungen konfrontiert. Die OECD
beobachte die Politiken fiir Kinder der Mitgliedstaa-
ten und versuche, Erfolgsfaktoren zu identifizieren
und die Lander in ihrer Kinderpolitik bilateral zu un-
terstiitzen. Viele OECD-Staaten setzten koordinierte
und integrierte Ansatze der Kinderpolitik ein, wobei
sich der Fokus zunehmend auf die ersten Lebens-
jahre oder die ersten 1.000 Tage gerichtet habe.

Olivier Thévenon (WISE Centre — OECD)
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Maglichkeiten in der Armutsfolgenpravention. Der
wichtigste Erfolgsfaktor in den Kommunen sei die
Frage, ob ihre politische Spitze dahintersteht. Dies
sei in der Praxis bedeutender als der Umfang des
kommunalen Haushalts, ob sie stadtisch oder land-
lich gepragt sei oder welche Parteien dort die Mehr-
heit hatten.

Jorg Fischer hob hervor, dass trotz des oft gedulRer-
ten gegenteiligen Verdachts, der ressourcenorien-
tierte Ansatz zur Starkung von Familien ein effizien-
ter Weg sei. Die Studienlage zeige, dass die friihen
Hilfen flachendeckend die Zielgruppen erreichen. Es
sei mittlerweile nachweisbar, dass Familien, bei-
spielsweise durch Willkommensbesuche, erreicht
werden, die durch den Kinderschutz nicht erreicht
wurden. Zudem seien diese Leistungen in der Regel
nicht einmalig. Der Ubergang zu anderen Angeboten
wie der Kinderbetreuung gelinge meist besser, etwa
auch durch die erhohte Inanspruchnahme durch
einkommensschwache Familien.

Haufig wiirden dafiir klientenzentrierte Ansatze ver-
folgt, z. B. mit Hilfe von Fallmanagern.

Inhaltliche Schwerpunkte der Mitgliedstaaten lagen
bei den Kinderrechten und dem Wohlbefinden von
Kindern und Familien. Viele Lander hatten die Steu-
erung der integrierten Strategien im Wohlfahrts-
oder Gesundheitsministerium angesiedelt, manche
sogar beim Regierungschef. Wichtig sei es auch, die
Strategie nicht zu breit anzulegen bzw. Prioritaten
zu setzen. So hitte z. B. die Kinderstrategie Irlands
von 2014 zwar alle Dimensionen des Lebens eines
Kindes abgedeckt, jedoch ware dieser breite Ansatz
in der Umsetzung nicht erfolgreich gewesen. Sinn-
voller sei zum Beispiel der Ansatz Australiens, in
dem die Ministerien nur zu wenigen zentralen Anlie-
gen kooperieren miissten. Der Zusatznutzen der sek-
toriibergreifenden Zusammenarbeit sei nicht immer
allen Beteiligten klar, denn Kooperation koste immer
finanzielle und personelle Ressourcen. Daher seien
starke Argumente fiir die Zusammenarbeit notig.

Bis 2022 hatten 21 der 34 OECD-Lander einen inte-
grierten Plan der Kinderpolitik verabschiedet. Die
Umsetzung erfordere eine starke Fiihrung vom Zent-
rum der Regierung, was zur Priorisierung hilfreicher
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sei als eine Anbindung an einem Fachministerium.
Eine der Herausforderungen bestehe darin, dass die
Ressorts am Anfang dazu neigten, ihre Aktivitaten

in einer Gesamtstrategie lediglich zu addieren, an-
statt sie aufeinander abzustimmen und dafiir ggf. zu
verandern. Die Kommunen seien die wichtigsten Ak-
teure der Umsetzung der Kindergarantie und miiss-
ten das Gelernte miteinander und mit anderen loka-
len Stakeholdern teilen. Sie miissten die Bedarfe der
Familien ermitteln, in Partizipation mit lokalen Sta-
keholdern, diese Bedarfe in eine integrierte lokale
Strategie {iberfiihren und diese in Zusammenarbeit
mit den Familien umsetzen. Kleine Kommunen seien
oft dadurch iiberfordert, mehrere integrative Strate-
gien gleichzeitig umsetzen zu miissen.

Martin Lichte erlauterte, dass das Europdische Sozi-
alnetzwerk anstrebe, als Biindnis verschiedener Ak-
teure der Landes- und Kommunalebene sowie der
Zivilgesellschaft durch Pravention eine Uberforde-
rung der Familien zu vermeiden, Schaden fiir Kinder
abzuwenden, die Trennung von Kindern und ihren
Familien zu verhindern und Kinderarmut zu verrin-

gern.

Schliisselelemente seien die friihzeitige Erkennung
von Problemlagen, z. B. durch dafiir geschultes Pfle-
gepersonal in Krankenhausern. Lokale Unterstiit-
zungsnetzwerke seien wichtig, ebenso die Unter-
stiitzung und Beratung der Eltern und der Zugang zu
Kinderbetreuungseinrichtungen. Da viele Familien
nicht wiissten, welche Leistungen sie erhalten kon-
nen, seien Informationen iber die verfiigharen
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Olivier Thévenon fasste zusammen, dass die Kom-
munen Werkzeuge benétigten, mit denen sie Ge-
lerntes untereinander teilen konnen. Die nationale
Regierungsebene solle Leitlinien und Ressourcen fiir
die Kommunen bereitstellen und die Ziele, Schliis-
selbereiche und Zielgruppen sowie Techniken zur
Erfassung der Bedarfe der Familien vermitteln. Sie
solle ebenso regelmaRige Treffen zum Monitoring
der Fortschritte fiir ein kontinuierliches Lernen an-
bieten. Integrierte Ansatze seien ein wichtiges Mit-
tel der Politik, aber sie seien mit vielen Herausforde-
rungen und Kosten verbunden, die beriicksichtigt
werden miissten, um die Lernprozesse auf nationa-
ler und kommunaler Ebene zu forcieren.

Dienste erforderlich, auRerdem eine Unterstiitzung
und Beratung bei der Navigation fiir deren Inan-
spruchnahme. Von groRer Bedeutung sei eine ver-
trauensvolle Zusammenarbeit mit den Familien, bei
der die Wahrung des Kindeswohls im Zentrum ste-
hen muss. Die Kooperation verschiedener Einrich-
tungen und Abteilungen bendtige den Austausch
von Daten sowie die dafiir rechtlich erforderlichen
Vereinbarungen.

Zu den Beispielen der Umsetzung geharten die Ver-
meidung der Heimunterbringung von Kindern mit
geistigen Beeintrachtigungen in Bukarest durch die
Einrichtung eines Tagespflegezentrums. Dies sei
sehr kostengiinstig zuganglich und biete psycholo-
gische Betreuung und Beratung sowie Familien-,
Gruppen- und Sprachtherapie an. AuRerdem werde
hausliche Pflege angeboten, so dass die Kinder
nicht in einer Institution untergebracht werden
miissen. Ein anderes Beispiel liefere Sardinien (Ita-
lien) mit einer Initiative von Eltern mit hirngescha-
digten Kindern. Hier wurden gemeinsam mit der
Kommunalverwaltung soziale Inklusionspléane ent-
wickelt, um die Heimunterbringung zu vermeiden.
Dieser Ansatz werde nun auf ganz Italien ausgewei-
tet. Als drittes Beispiel wurde ein Wohngebiet von
Aarhus (Danemark) mit einem interdisziplinaren
Friihstiick verschiedener Berufsgruppen genannt.
Daran beteiligt seien Gesundheitsarbeiter:innen,
kulturelle Fachkrafte, Padagog:innen und Sozialar-
beiter:innen fiir Familien sowie fiir Arbeit. Durch
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den verbesserten interdisziplinaren Austausch seien
eine hohere Teilnahme der Familien am Arbeits-
markt sowie eine Reduktion von Fehlzeiten in der
Schule erreicht worden. Dadurch seien der Kom-
mune Ausgaben von iiber 100.000 Danischen Kro-
nen (ca. 13.500 EUR) pro Familie und Jahr einge-
spart worden.

Rumanien sei besonders von dem Problem der ,,Care
chains” (globale Pflegeketten) betroffen. So fehlten
es etwa 4 % der Kinder an elterlicher Betreuung, da
die Eltern im Ausland arbeiten — oft in Pflegeberu-
fen. Deshalb werde nun selbst an Flughafen Eltern-
beratung angeboten. Zudem gebe es Unterstiitzung
fiir GroReltern, die ihre Enkel betreuen. Als Ergebnis
hatten sich die Schulleistungen von 74 % der be-
troffenen Kinder verbessert.

In Barcelona werde die Pravention der Ubertragung
von Traumata von Eltern auf die Kinder angegangen.
Dies geschehe durch einen spezialisierten Dienst
mit Elternberatung, Paarberatung sowie Unterstiit-
zung der Kinder. In Belgien erreichten kommunale
Krankenschwestern 96 % der Familien mit Neuge-
borenen, um sie mit Gesundheitsdiensten und wei-
teren Familiendienstleistungen zu versorgen. Bei
Bedarf werde der Kontakt zu Sozialarbeiter:innen fiir

Diskussion

Diskutiert wurde, ob die guten Beispiele nur fiir sich
oder fiir einen breiten Politikwechsel zu mehr Ko-
operation stehe. Dazu wurde darauf hingewiesen,
dass zumindest die friihen Hilfen in Deutschland ei-
nen systemischen Wechsel darstellen. Zudem
wurde festgestellt, dass sich die Arbeitsmethoden in
Richtung Integration und Pravention &nderten und
auch die Strukturen. Fiir einen umfassenden Politik-
wechsel sei aber auch eine Anderung der Haltungen
der Akteure notig. Es miisse ein Kulturwandel ent-
stehen, liber die eigenen institutionellen Handlungs-
logiken hinaus zu denken. In den 1990er Jahren
habe man versucht, mit dem New Public Manage-
ment die Verwaltung dadurch zu verbessern, dass
man ihre Logik durch eine Marktlogik ersetzen
wollte, was sich als Trugschluss erwiesen habe.
Heute wiirde die Netzwerklogik die Verwaltung
nicht ersetzen, sondern ergéanzen. Fiir einen Transfer
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weitere Dienste hergestellt, z. B. fiir Sozialwohnun-
gen. In einem digitalen Fallmanagementprogramm
sei auch der Datenaustausch verschiedener Behor-
den maglich. Das Projekt sei positiv evaluiert wor-
den, es fehle jedoch an einer stabilen Finanzierung,
da nach einer Anschubphase die jeweilige Kom-
mune einspringen miisse.

Martin Lichte fasste zusammen, dass lokale Okosys-
teme von kommunal basierten sozialen Diensten no-
tig seien, die die Bedarfe der Kinder und Familien
abdecken, z. B. durch Tagesbetreuung. Die Zusam-
menarbeit der Institutionen miisste durch informelle
Netzwerke erganzt werden, in denen die Mitwirken-
den leicht miteinander Kontakt aufnehmen konnen.
Professionelle Regeln fiir die Koordinator:innen und
Fallmanager seien sehr wichtig, ebenso ein Daten-
austausch und der Umgang mit dem Datenschutz.

Aufsuchende Malnahmen seien fiir eine gesteigerte
Abdeckungsrate erforderlich. Pravention und In-
tegration seien jedoch keine kommunale Pflichtauf-
gabe, und daher bestehe immer das Risiko, dass Ak-
tivitaten aufgrund knapper Mittel nicht fortgesetzt
werden. Daher sei die vielleicht wichtigste Empfeh-
lung, dass die nationale Ebene den Kommunen eine
stabile Finanzierung fiir diese Aufgaben gewéhren
miisse.

der Erkenntnisse jedoch fehlten geeignete Mecha-
nismen.

Hinsichtlich der Funktionalitat von Netzwerken
wurde zum einen betont, dass informelle Netzwerke
sinnvoll seien, in denen Vertreter:innen verschiede-
ner Ministerien einander kennen und den kurzen
Dienstweg nutzen konnten.

Angemerkt wurde zudem, dass institutionelle Netz-
werke insbesondere dann erfolgreich seien, wenn
sie um einen informellen Charakter erganzt wiirden.
Sinnvoll konne sein, die politischen Akteure vor Ort
mit Akteuren und Betroffenen aus dem Sozialraum
zu vernetzen. Hier konnten die Familienorganisatio-
nen die Rolle eines Tiiroffners einnehmen, um Zu-
gange zu den Netzwerken zu schaffen und diese
auszugestalten. Insgesamt seien informelle Netz-
werke sehr erfolgreich, sie erforderten jedoch viel
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Koordinationsaufwand. Viele Stakeholder sprachen
deshalb bereits von einer Koordinationsmiidigkeit.
Man miisse es vermeiden, zu viele solcher Netz-
werke aufzubauen und damit eine neue Ebene von
Strukturen schaffen. Klar sei, dass man sich nicht
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allein auf informelle Koordination stiitzen kénne. Zu-
dem konne die Gefahr bestehen, dass zu viele ,Si-
los” von Netzwerken entstiinden, obwohl jedes die-
ser Netzwerke die ,,Versdulung” aufbrechen wolle.

Nutzung effektiver lokaler Armuts-Praventionssysteme zur
Umsetzung der Europaischen Kindergarantie

Jiri Svarc (GD EMPL - Europiische Kommission): Stand der Umsetzung
der Kindergarantie

Jiri Svar stellte die Idee der EU Kindergarantie und
den Stand der Umsetzung vor. Die Entwicklung des
Anteils der Kinder mit Armutsrisiko sei nicht positiv,
sondern er steige leicht an. Die EU sei also nicht auf
dem Weg, die Ziele fiir 2030 zu erreichen. Zu den
Ursachen gehdrten COVID-19 und der Anstieg der
Inflation. Es bereite jedoch Sorgen, dass die Kinder-
armut leicht zunimmt, wahrend die allgemeine Ar-
mut leicht zuriickgeht. Die Liicke zwischen Haushal-
ten mit oder ohne Kinder sei also groRer geworden.
In einigen Staaten sinke die Kinderarmut hingegen,
was zeige, dass es Wege gebe, sie zu verringern.

Alle Mitgliedstaaten hatten mittlerweile ihren Natio-
nalen Aktionsplan eingereicht, und die meisten auch
den geforderten ersten Fortschrittshericht. Diese
Dokumente seien auf der Internetseite der Kinderga-
rantie verdffentlicht, meist auch auf Englisch
(https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catld=1428 &lan-
gld=de). Insgesamt ergebe sich durch die Zusam-
menschau der Dokumente ein gutes Bild vom Stand
der Kinderarmutspolitiken in Europa. Die nationalen
Ansitze seien allerdings sehr unterschiedlich.

Die Kindergarantie verfolge das Ziel, soziale Exklu-
sion von Kindern zu reduzieren und definiere Grup-
pen von bediirftigen Kindern, fiir die essentielle
Dienste zur Verfiigung gestellt werden sollen. Zu-
dem sei die Reduzierung von Kinderarmut ein weite-
res Ziel der Kindergarantie.

Bei der Inanspruchnahme der Angebote von Bildung
und Erziehung in der friihen Kindheit (ECEC) be-
stehe eine Liicke zwischen Kindern mit und ohne
Armutsrisiko (AROPE), die mit 16 % recht groR sei.
Zu den Ursachen geharten die Kosten, die raumliche
Erreichbarkeit und andere Hiirden der Zugéanglich-
keit. Viele Mitgliedstaaten bauten die Kinderbetreu-
ung aus. So sei beispielsweise Polen dabei, 100.000
neue Platze zu schaffen. Bei einer Ausweitung der
Kinderbetreuung solle darauf geachtet werden, dass
die erwahnte Liicke nicht vergroRert wird.

Die MaRnahmen in den Nationalen Aktionsplanen
seien oft universelle Angebote. Bei diesen sollte
durch MaRnahmen sichergestellt werden, dass be-
nachteiligte Kinder mindestens den gleichen Zugang
wie andere Kinder haben. Ebenso seien in den NAPs
oft MaRBnahmen zur Ausweitung der Kinderbetreu-
ung und von gesunden Schulmahlzeiten vorgese-
hen, was zu begriiBen sei. Nur wenige MalRnahmen
bezdgen sich auf das Wohnen und gesunde Ernah-
rung, da hier die Umsetzung schwierig sei. Beim
Monitoring zeige sich, dass viele Mitgliedstaaten
aufgrund mangelnder Daten Schwierigkeiten haben,
die Zielgruppen bediirftiger Kinder zu identifizieren.
Es gebe jedoch bei verschiedenen staatlichen Orga-
nisationen Datenquellen, die starker genutzt werden
konnten. Manche Staaten stieRen beim Datenschutz
(GDPR) auf Hindernisse. Andere taten dies jedoch
nicht, was darauf hindeute, dass man hier Wege zur
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datenschutzkonformen Nutzung neuer Datenquellen
finden kénne. Dariiber hinaus gebe es die bekann-
ten Probleme der Koordination unterschiedlicher Po-
litikebenen und Ressorts.

Den Mitgliedstaaten werde bei Bedarf technische
und finanzielle Unterstiitzung bereitgestellt, finan-
ziert aus dem ESF+, der Resilienzfazilitat und dem
Gesamtbudget. Mehrere Reformprojekte zur Kinder-
garantie befanden sich in der Umsetzung oder iiber
das Instrument der technischen Unterstiitzung von
DG Reform in der Vorbereitung. Dies sei zwar nur

Diskussion

Jiri Svarc betonte, dass seiner Einschatzung nach
die entsprechenden Sozialminister:innen und Stake-
holder die Umsetzung der Kindergarantie ernst
meinten, die Finanzierung jedoch eine Herausforde-
rung bliebe. Die Kindergarantie sei nur eine Empfeh-
lung, und es gebe eine Vielzahl von Empfehlungen
des Rates, von denen nur wenige zu einer sichtba-
ren und breit unterstiitzten Initiative werden. In die-
ser Perspektive sei die Kindergarantie ein Erfolg,
bleibe jedoch weiterhin ein freiwilliges Unterfangen.
Es brauche den politischen Willen auf der nationa-
len Ebene, und dafiir gebe es auch einige Beispiele.
0b der Erfolg ausreiche, das sei jedoch eine schwie-
rige Frage.

Hinsichtlich der oft geiibten Kritik, dass die Mit-
gliedstaaten Re-labelling betreiben und lediglich
existierende MaRnahmen in ihren Aktionsplan ge-
schrieben hatten, erlauterte er, dass die Kinderga-
rantie im Kern keine neue Politik sei und die Mit-
gliedstaaten auch zuvor bereits in den
entsprechenden Feldern aktiv gewesen seien. Sie
wiirde jedoch der Exklusion von Kindern eine beson-
dere Sichtbarkeit geben und zielgerichtete Malnah-
men in den Mittelpunkt stellen. Der groBte Teil der
MaRnahmen konnte als Re-labelling bezeichnet
werden, aber es gebe durchaus neue Anpassungen
und Koordinierungsversuche der MaRBnahmen. Als
sehr hilfreich habe sich gezeigt, dass manche Lan-
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ein Tropfen auf den heilRen Stein, l6se aber zugleich
weitere Investitionen aus den nationalen Haushal-
ten aus. Mit den nationalen Koordinator:innen sei
eine Plattform fiir Mitgliedstaaten geschaffen wor-
den, um voneinander zu lernen. Zudem helfe die
Kindergarantie, die Sichtbarkeit des Politikfeldes zu
erhohen, nicht zuletzt, in dem die Familienpolitik so
auf die Tagesordnung der Regierungen und des Mi-
nisterrates gelange. In der Europaischen Kommis-
sion werde eine neue Kommissarin, Vizeprasidentin
Roxana Minzatu, fiir die Kindergarantie zustandig
sein und ein Mandat zu deren Starkung haben.

der einen Teil der Mittel aus dem ESF+ fiir die Kin-
dergarantie verwenden miissten.

Es wurde die Frage aufgeworfen, wie am Ende des
Zeitplans die vollstandige Umsetzung der Kinderga-
rantie im Jahr 2030 gemessen werden solle, inshe-
sondere, wenn fiir 2030 keine Umsetzungsberichte
vorgesehen seien. Jiri Svarc erwartet, dass die Kom-
mission fiir eine Beurteilung der Gesamtumsetzung
der Kindergarantie sich auf die vorherigen Umset-
zungsberichte und das eigene Monitoring stiitzen
werde. Fortschritte bei den Kernthemen der Kinder-
garantie sowie eine Reduktion der Kinderarmut und
der Liicken in der Zuganglichkeit seien bereits ein
groRer Erfolg.

Fiir die weitere Begleitung der nationalen Umset-
zungen plane die Kommission auch zwischen den
zweijahrigen Berichten Aktivitaten anzubieten. Es
gebe bilaterale Treffen, in denen man die Plane und
Berichte durchgehe. Das sei ein wechselseitiger
Austausch, der hoffentlich zu Reflexionen bei den
Mitgliedstaaten fiihre. Aktuell seien jedoch nicht
geplant, diese Prozesse zu verdffentlichen, um eine
groRere Offenheit bei den Dialogen zu ermdglichen.
Aus dem Teilnehmendenkreis wurde dies bedauert
und angemerkt, dass die Kommentare der Kommis-
sion zu den Aktionsplanen auch fiir die NGOs sehr
hilfreich gewesen seien und das auch auf Kommen-
tare zu den Umsetzungsberichten zutreffen wiirde.
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Martina Kottmann (Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und
Jugend; Deutschland)

Martina Kottmann resiimierte, dass man bei der
Umsetzung der EU Kindergarantie gute Fortschritte
erzielt habe. Da die Kindergarantie viele Themen
und viele Akteure umfasst, habe sich das Familien-
ministerium fiir die Umsetzung vom Deutschen Ju-
gendinstitut eine Machbarkeitsstudie erstellen las-
sen. Zudem wurde ein breiter Beteiligungsprozess
unter Einbeziehung aller relevanten Akteure, auch
von Kindern und Jugendlichen, durchgefiihrt. Im
Juli 2023 wurde der Nationale Aktionsplan (NAP)
vorgelegt. Die enthaltenen 350 MalRnahmen seien
natiirlich nicht alle neu, es habe ja schon viele lau-
fende und geplante MalRnahmen gegeben. Mit dem
NAP-Ausschuss sei das erste Gremium auf Bundes-
ebene zur Kinderarmut eingerichtet worden. Vertre-
ten seien dort einschlagige Ministerien sowie NGOs
und Wissenschaft. Der Fortschrittsbericht sei der-
zeit in der Erstellung, hier seien viele Abstimmungs-
prozesse innerhalb der Regierung erforderlich. Fiir
den 11. Dezember 2024 sei ein Kabinettstermin zu
seiner Verabschiedung vorgesehen. Der inhaltliche
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Berichtsteil sei vom Deutschen Jugendinstitut in ei-
gener Autorenschaft erstellt worden, die Bundesre-
gierung sowie beteiligte Akteursgruppen und auch
das Jugendexpertenteam wiirden dazu Stellungnah-
men abgeben.

Die inhaltliche Arbeit zur Umsetzung der Kinderga-
rantie habe drei Schwerpunkte: 1. die Koordination
der beteiligten Akteure, einschlieRlich der hochran-
gigen Ernennung der parlamentarischen Staatssek-
retarin Ekin Deligoz zur Nationalen Kinderchancen-
Koordinatorin um die Zusammenarbeit zwischen
den Ressorts auf Bundesebene, aber auch mit Lan-
dern und Kommunen, zu stéarken. Der 2. Schwer-
punkt sei die Kooperation mit Wissenschaft und Zi-
vilgesellschaft im NAP-Ausschuss, der bislang
dreimal getagt habe sowie in mehreren Arbeitsgrup-
pen tatig sei. Der 3. Schwerpunkt sei die Beteili-
gung von Kindern und Jugendlichen gemal} der
Ratsempfehlung. Hier habe die Staatssekretarin auf
zwei Kinderchancen-Touren durch Deutschland mit
vielen Kindern in Kitas und weiteren Einrichtungen
gesprochen. Zudem sei ein Jugendexpert*innen-
team aufgebaut und zu Fragen der Kindergarantie
angehort worden. Da Armutspravention vor allem
auf der kommunalen Ebene stattfinde, bilde dies mit
zwei Expertisen einen Schwerpunkt im ersten Fort-
schrittsbericht. Von der kommunalen Ebene habe
man gutes Feedback erhalten, unter anderem auf
zwei durchgefiihrten Veranstaltungen.
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Hanna Vseviov (Ministerium fiir Soziales, Estland)

\seviov
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==

Hanna Vseviov erlautert einfiihrend, dass auch in
Estland im Nationalen Aktionsplan nur berichtet
worden sei, was bereits alles getan und geplant
war. Dennoch habe der Aktionsplan einige der Initi-
ativen gestarkt, darunter auch integrierte Aktivita-
ten in Stadten.

In Estland gebe es zusatzlich zur nationalen Politik-
ebene lediglich die kommunale Ebene, die fiir die
infrastrukturellen Leistungen fiir Familien haupt-
sachlich zustandig sei. Die Halfte der Bevolkerung
und der Kinder lebe in der Hauptstadt Tallin, wah-
rend die kleinste Kommune etwa 5.000 Einwoh-
ner:innen umfasse. Die Fertilitatsrate sei auch in
Estland riicklaufig.

Zur Einbettung der Kindergarantie in das nationale
System seien ein ,Praventionsrat” auf Minister:in-
nenebene gebildet worden, in dem alle zur Umset-
zung wesentlichen Ministerien vertreten seien. Der
Praventionsrat habe mehrere Arbeitsgruppen, da-
runter eine zu sozialer Wohlfahrt. Die Kommunen
und NGOs seien ebenfalls vertreten. Der Praventi-
onsrat sei fiir den Nationalen Aktionsplan und das
Monitoring sowohl der Kindergarantie als auch der
Kinderrechtekonvention verantwortlich. Ein staatli-
ches ,Social Insurance Board" sei fiir staatliche An-
gebote und die Unterstiitzung der Kommunen zu-
standig, inshesondere im Bereich der
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Kinderrechtspolitik. Alle MaRnahmen des Aktions-
plans seien in Strategien und Aktionsprogrammen
der Ministerien verankert. Fiir die Wohlfahrtsstrate-
gie einschlieBlich des dazugehdrigen Kinder- und
Familienprogramms ldge die Zustandigkeit beim So-
zialministerium. Das Programm sei im vierjahrigen
Haushalt verankert, der jedes Jahr um ein weiteres
Jahr erganzt werde. Hilfreich sei, dass auch das Fi-
nanzministerium im Praventionsrat vertreten sei.
Dennoch konne man nicht immer eine zusatzliche
Finanzierung fiir MaBnahmen erwarten, sondern zu-
meist ginge es darum, die vorhandenen Mittel fiir
bessere Ergebnisse einzusetzen. Wenn sich jedoch
die Minister:innen einig seien, konnten sie im Rat
eine Entscheidung fassen, die dann durch die Minis-
ter:innen mit guten Erfolgsaussichten in den Pro-
zess der Haushaltsaufstellung geleitet wird. Ein Bei-
spiel dafiir habe es bei der Unterstiitzung der Eltern
von drogenabhangigen Jugendlichen gegeben, wo
sogar die Minister fiir Justiz und Inneres Mittel aus
ihren Budgets dem Sozialministerium zur Verfiigung
gestellt hatten.

Als Beispiel fiir die Umsetzung sei die digitale Leis-
tungsbeantragung interessant. Estland habe hier ein
fragmentiertes System gehabt. Fiir die Familien sei
es zu schwierig gewesen, existierende Unterstiit-
zungsangebote zu finden. So waren fiir Kinder mit
besonderen Bediirfnissen 14 Priifungen erforderlich,
um die benotigte Hilfe zu erhalten. Damit das Wohl-
fahrtssystem integrativer gestaltet werden kdnne,
wiirden nun Daten zu Bedarfssituationen von der
staatlichen Ebene an die Kommunen weitergegeben.
Die Daten wiirden dann vom Gesundheitsregister
zum Sozialregister iibermittelt, und von dort gingen
sie tagesaktuell zu den Sozialarbeiter:innen fiir Kin-
derschutz. Die Kommunen miissten daraufhin inner-
halb von 10 Tagen Kontakt mit den Eltern aufneh-
men und fragen, welche Unterstiitzung sie erhalten
mochten. Die Frage des Datenschutzes sei durchaus
kontrovers gewesen, jedoch hétte die Riickmeldung
von den Eltern eine groRe Rolle gespielt. Es gebe
nun eine Opt-out-Option, und es werden keine me-
dizinischen Daten oder Diagnosen an die Kommu-
nen iibermittelt, sondern nur die Tatsache, dass es
eine Anfrage nach Unterstiitzung gegeben habe. Die
Eltern erhielten die Hilfen im Ergebnis jetzt viel
schneller.
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Die Ministerien entwickelten derzeit ein neues Sys-
tem, in dem soziale Angebote auf den jeweiligen Le-
bensereignissen basierten. Diese seien von der
OECD iibernommen. So seien 14 Lebensereignisse
identifiziert worden, wie z. B. ein Baby bekommen
zu haben. Zwar seien damit noch immer verschie-
dene Vorgange in unterschiedlichen Verwaltungen
verbunden, diese fanden jedoch noch im Hinter-
grund statt, wahrend es fiir die Biirger:innen einen
nahtlos miteinander verbundenen Prozess gebe. Die
Biirger:innen brauchten die Leistungen nicht zu be-
antragen, sondern sie wiirden ihnen proaktiv ange-
boten. So erhielten die Eltern nach einer Geburt au-
tomatisch eine Benachrichtigung per Email iiber
soziale Leistungen, Steuervorteile, Elternzeit usw.,

Diskussion zum letzten Panel

In der Diskussion wurde auf die Herausforderung
hingewiesen, dass sich die kommunalen sozialen
Angebote mit der Zeit dnderten, und es nicht so
leicht sei, die Datenbanken aktuell zu halten. Fiir
Estland gelte dies zwar grundsatzlich auch, aber
Hanna Vseviov erlauterte, dass es dort nur eine ein-
zige Datenbank gebe und daher Doppelarbeit ver-
mieden wiirde. Zudem beziehe sich die Ausrichtung
nicht auf bestimmte Angebote, sondern auf Bedarfe
und die jeweiligen gesundheitlichen und/oder fami-
lidgren Zustande, die sie ausldsen. Sie erlauterte zu-
dem, dass es in Estland ahnliche Einrichtungen wie
die Familienzentren gebe, die ,Familiennest” ge-
nannt wiirden. Es gebe jedoch zunehmende Bedarfe
in den Familien und immer weniger Fachkrafte fiir
die Verwaltung und Erbringung von Familienleistun-
gen.

Wichtig sei, dass nicht versucht werde, mit den di-
gitalen Tools den menschlichen Kontakt zu ersetzen.
Das Ziel sei im Gegenteil, die wenigen vorhandenen
Fachkréafte in direkten Kontakt mit den bediirftigen
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einschlieBlich einer Berechnung der Transferleistun-
gen aufgrund des Einkommens. Die Eltern kénnten
dann mit einem Klick auswahlen, ob sie das ent-
sprechende Angebot annehmen, welcher Elternteil
Elternzeit nimmt usw.

Ein anderes Beispiel fiir ein Lebensereignis laute:
Ich habe eine Familie und bendtige Hilfe. Dieser Be-
darf konne zum Beispiel aufgrund einer Behinde-
rung, einer Uberforderung oder durch Gewalt beste-
hen. Ein weiteres Lebensereignis solle bis 2026
abgedeckt werden, namlich eine irreversible Ge-
sundheitsheeintrachtigung / Behinderung des Kin-
des. Dadurch konnten besondere Vorkehrungen z. B.
fiir die Schulzeit rechtzeitig geplant werden.

Familien zu bringen, indem sie von anderen Aufga-
ben entlastet wiirden.

Die Inanspruchnahme von angebotenen Sozialleis-
tungen lage in Estland jetzt bei nahe 100 %. Bis vor
einigen Jahren lag sie bei bestimmten Sozialleistun-
gen fiir von Armut betroffenen Kindern, die bei der
Kommune zu beantragen waren, nur bei ungefahr
25 %. Die Kindergarantie habe sehr geholfen, bei
der Inanspruchnahme genauer hinzuschauen, ob
wirklich die besonders bediirftigen Zielgruppen er-
reicht werden.

Ein Teilnehmer fragte, zu welchem Zeitpunkt die El-
tern dem Datenaustausch zustimmen. Dies ge-
schehe, so Hanna Vseviov, sobald die Eltern zur me-
dizinischen Untersuchung erscheinen oder, seit
2022, qua Gesetz im besten Interesse des Kindes.
AuRerdem konnten die Eltern bei der Kontaktauf-
nahme durch eine:n Sozialarbeiter:in die Angebote
ablehnen, aulRer in Fallen von hauslicher Gewalt.
Die meisten Familien seien mit der Kontaktauf-
nahme sehr zufrieden.
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Annemie Drieskens (Europaisches Observatorium fiir Familienpolitik)

Annemie Drieskens verwies zum Abschuss des
Fachgesprachs auf die Vielzahl von unterschiedli-
chen Ansatzen, die genannt worden seien. Positiv
sei, dass viele Akteure sehr bemiiht seien, die ge-
meinsamen Herausforderungen fiir einen Wechsel
hin zu integrierten Angeboten und Pravention zu ge-
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stalten. Die Digitalisierung konne Verwaltungen hel-
fen, proaktiv zu agieren. Diese Schritte sollten in gu-
ter Zusammenarbeit mit Familien und den Familien-
organisationen erfolgen. Denn es gebe gemeinsame
Aufgaben, an denen auch gemeinsam gearbeitet
werden miisse.

Wichtig sei eine angemessene Finanzierung fiir die
Kindergarantie und die Dauerhaftigkeit von Projek-
ten auf der lokalen Ebene. Das Informieren und das
Leiten von Familien durch die verfiigharen Angebote
sei eine weitere wichtige Aufgabe. Die Ergebnisse
des Fachgesprachs und die vorgestellten Modelle
wiirden im Rahmen des Europdischen Observatori-
ums in den nachsten Wochen und Monaten genauer
untersucht und diskutiert werden.

Annemie Drieskens lud zum Abschluss der Sitzung
alle Teilnehmenden zu einer am 25./26. September
2025 in Briissel stattfindenden Konferenz ein. Dort
solle gemeinsam mit zahlreichen Akteuren aus Poli-
tik, Wissenschaft und Stakeholdern der Ubergang
von einer fragmentierten zu einer starker integrier-
ten Angebotslandschaft fiir Familien erortert wer-
den.
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Datum: 09. Oktober 2024, 9.30h — 17.30h
Ort: BFS-Konferenzzentrum Centre Monbijou, Oranienburger Str. 13 — 14, 10178 Berlin
Simultaniibersetzung EN-GER

Programm:

10.00-10.15

10.15-12.15

12.15-13.30

13.30-15.00

15.00-15.15

15.15-17.00

17.00-17.30

Welcome

= Sven Iversen, AGF
=  Elizabeth Gosme (COFACE)

Panel discussion: Supporting parents and carers in the early years: effective models of intervention
Moderator: Martino Serapioni (COFACE)
Panelists:

= Arianna Lazzari (University of Bologna)
= Sandra Fischer (University of Bonn)
= Kristien Nys (Odisee University of Applied Science)

Lunch break

Panel discussion: An international perspective on effective models of prevention
Moderator: Sven Iversen (AGF)
Panelists:

= Jorg Fischer (University of Applied Science Erfurt)
= Qlivier Thevenon (WISE Centre — OECD)
= Martin Lichte (European Social Network)

Stretching break

Panel discussion: Leveraging effective local prevention systems for implementing the European
Child Guarantee

Moderator: Elizabeth Gosme (COFACE)
State of play of the CG Implementation: Jiri Svarc (DG EMPL — European Commission)

Panelists:

= Martina Kottmann (Fed. Ministry of Family Affairs — Germany)
= Hanna Vseviov (Ministry of Social Affairs — Estonia)

Final remarks

= Annemie Drieskens (European Observatory for Family Policy)
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	Hintergrund
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	• ein effektiver und kostenloser Zugang zu hochwertiger frühkindlicher Betreuung, Bildung und Erziehung, zu Bildungsangeboten und schulbezogenen Aktivitäten sowie zu mindestens einer gesunden Mahlzeit pro Schultag,
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	Arianna Lazzari (Universität Bologna, Italien)
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	Sandra Fischer (Universität Bonn, Deutschland)
	Zwischen Italien und Nordrhein-Westfalen gebe es beim System der Familienzentren viele Parallelen. Die Familienleistungen seien im föderalen System Deutschlands von der Bundesebene durch das Sozialgesetzbuch VIII vorgegeben. Die Bundesländer spezifizi...
	In Nordrhein-Westfalen habe es bereits vor 2006 Familienzentren gegeben, die von den freien Trägern oder den Kommunen initiiert wurden. Dabei habe es sich um einen Bottom-up-Prozess gehandelt, der ein Beispiel dafür sei, dass das föderale System neben...
	Die Familienzentren folgten laut Gesetz drei leitenden Prinzipien: 1. der Orientierung an Familien, 2. der Orientierung auf eine Zusammenarbeit mit externen Partnern in der lokalen Gemeinschaft sowie 3. der Orientierung am Sozialraum oder der Nachbars...
	Insgesamt trügen die Familienzentren zu einer präventiven Sozialpolitik bei, indem sie Kindertageseinrichtungen dafür nutzen, Kinder und Familien dort zu erreichen, wo sie sich ohnehin aufhalten. Familienzentren kombinierten primäre und sekundäre Präv...

	Kristien Nys (Odisee University of Applied Sciences, Belgium)
	In Flandern seien Ähnlichkeiten und Unterschiede zu den bisher vorgestellten Ansätzen zu finden. Zum Angebot für Familien gehörten dort Häuser des Kindes (houses of the child) sowie Familiencoaches.
	Die Häuser des Kindes seien Einrichtungen der nationalen Regierung, die Eltern Unterstützung für Kinder und Jugendliche bis 25 Jahre böten, hauptsächlich jedoch für Vorschulkinder. In den 300 Kommunen Flanderns und 19 Bezirken Brüssels bestünden 227 H...
	20 % der Häuser befassten sich nicht mit den sozioökonomischen Bedingungen des Familienlebens. Zu den Herausforderungen gehöre, dass die Häuser sehr stark von den Lokalverwaltungen und lokalen Wahlen abhängig seien, um eine physische Anlaufstelle zu e...
	Familiencoaching werde im Rahmen eines dreijährigen Programms der flämischen Regionalverwaltung angeboten. Hierbei mache ein (meistens weiblicher) Familiencoach Hausbesuche bei vulnerablen Familien. Das Coaching könne drei Monate bis zu mehrere Jahre ...

	Diskussion
	In der Diskussion wurde erläutert, dass die Familienzentren in NRW in verschiedene Programme integriert seien, wie in kommunalen Präventionsketten und in das Landesprogramm Frühe Hilfen, welches auf lokaler Ebene sektorenübergreifend umgesetzt wurde. ...
	Aufgeworfen wurde die Frage nach der Wirksamkeit solcher Dienstleistungen. Alle Staaten stünden vor der Herausforderung, sicherzustellen, dass die Dienstleistungen wirklich dort erbracht werden, wo der größte Bedarf bestehe. Das hänge mit der Frage zu...
	Oft kämen die Fragen von den Familien in Momenten des Übergangs, also vor dem Eintritt einer Bedarfssituation. Man müsse in Prävention investieren, um das Armutsziel bis 2030 zu erreichen. Die bisherigen Maßnahmen reichten nicht aus. Sandra Fischer be...
	Zudem wurde die Problematik von Indikatoren für das politische Handeln thematisiert. Ein deutscher Landkreis stelle für Entscheidungsträger:innen die Daten zu Kinderarmut sowie die verfügbaren Dienstleistungen für Kinder auf dem Smartphone räumlich da...
	Hingewiesen wurde in der Diskussion zudem auf bestehende Angebotslücken für migrantische Gruppen. Es sei für migrantische Familien zum Teil schwierig, die Angebote zu verstehen und einen Überblick zu bekommen. Außerdem gebe es viel Misstrauen gegenübe...
	Hinsichtlich der vorgestellten Beispiele aus Italien und Flandern wurde die Frage aufgeworfen, ob Auswirkungen der Kindergarantie bereits sichtbar seien. Arianna Lazzari verwies dazu auf die regionale Finanzierung, die durch den ESF+ gefördert werde. ...
	Aus deutscher Perspektive wurde der föderale Charakter der Gesundheitsversorgung erläutert. In Innovationsprozesse zur Verbesserung der Versorgung einiger Zielgruppen müssten jeweils viele staatliche und parastaatliche Akteure involviert werden. Zudem...
	Für Flandern wurde ergänzt, dass die Frage der Versicherung ein großes Hemmnis beim Versuch, bestehende Freizeitaktivitäten in die Schulen zu holen, war. Eine offene Frage sei, ob es zur Aufgabenbeschreibung der Schulen gehöre, die Aufsicht während so...
	Angesprochen wurde das Monitoring in den Häusern des Kindes. Hier wurde auf die Evaluationsstudien verwiesen, die betont hätten, dass es keine generelle Qualitätssicherung der Häuser des Kindes gebe. Angemerkt wurde zudem, dass die genannte Finanzieru...

	Jörg Fischer (Fachhochschule Erfurt, Deutschland)
	Jörg Fischer betrachtete vor allem die Effektivität von Prävention, die viel schwieriger zu ermitteln sei als die Effektivität von Interventionen. Es gehe um die Fragen, wie Bedarfe und Angebote zusammenpassen und was Erfolgsfaktoren seien. Hierzu ent...
	In Deutschland gebe es zwar viele Angebote, aber wir lernten aus deren Erfahrungen zu wenig, vor allem nicht aus Fehlern. Wir seien nicht mutig genug, um aus Misserfolgen zu lernen. Hierbei sei die Effektivität von Präventionsmodellen schwer einzuschä...
	Gleichzeitig sei die Familienpolitik aber auch erfolgreicher geworden. Ihre Angebote würden gut nachgefragt – wobei jedoch die Frage sei, ob sie auch immer die Gruppen mit den größten Bedarfen erreiche. Familienpolitik sei primär ein Ansatz der Präven...
	In der Entwicklung der Familienpolitik sei es beim Übergang vom Kinderschutz zur Armutsprävention vor allem darum gegangen, aus Fehlern zu lernen. Der Ansatz der Intervention sei einer dauernden Überforderung ausgesetzt gewesen, was den Bedarf an Präv...
	Seit 2012 werde hingegen der präventive Ansatz der frühen Hilfen verfolgt, vor allem für Schwangere und Eltern von Kindern unter 3 Jahren. Hier gehe es darum, die Eltern zu stärken, was einen primär- und sekundär-präventiven Ansatz darstelle. Allerdin...
	Die Bundesebene könne mit ihrer Gesetzgebung und der Bekämpfung der Ursachen im vollen Umfang Armutsprävention der Armut betreiben. Hingegen könnten die Länder dies nur eingeschränkt, z. B. im Bereich der Bildung. Die Kommunen schließlich seien gar ni...
	Jörg Fischer hob hervor, dass trotz des oft geäußerten gegenteiligen Verdachts, der ressourcenorientierte Ansatz zur Stärkung von Familien ein effizienter Weg sei. Die Studienlage zeige, dass die frühen Hilfen flächendeckend die Zielgruppen erreichen....

	Olivier Thévenon (WISE Centre – OECD)
	Integrierte Ansätze der Familienpolitik seien mit einigen Herausforderungen konfrontiert. Die OECD beobachte die Politiken für Kinder der Mitgliedstaaten und versuche, Erfolgsfaktoren zu identifizieren und die Länder in ihrer Kinderpolitik bilateral z...
	Inhaltliche Schwerpunkte der Mitgliedstaaten lägen bei den Kinderrechten und dem Wohlbefinden von Kindern und Familien. Viele Länder hätten die Steuerung der integrierten Strategien im Wohlfahrts-    oder Gesundheitsministerium angesiedelt, manche sog...
	Bis 2022 hätten 21 der 34 OECD-Länder einen integrierten Plan der Kinderpolitik verabschiedet. Die Umsetzung erfordere eine starke Führung vom Zentrum der Regierung, was zur Priorisierung hilfreicher sei als eine Anbindung an einem Fachministerium. Ei...
	Olivier Thévenon fasste zusammen, dass die Kommunen Werkzeuge benötigten, mit denen sie Gelerntes untereinander teilen können. Die nationale Regierungsebene solle Leitlinien und Ressourcen für die Kommunen bereitstellen und die Ziele, Schlüsselbereich...

	Martin Lichte (Europäisches Sozialnetzwerk)
	Martin Lichte erläuterte, dass das Europäische Sozialnetzwerk anstrebe, als Bündnis verschiedener Akteure der Landes- und Kommunalebene sowie der Zivilgesellschaft durch Prävention eine Überforderung der Familien zu vermeiden, Schaden für Kinder abzuw...
	Schlüsselelemente seien die frühzeitige Erkennung von Problemlagen, z. B. durch dafür geschultes Pflegepersonal in Krankenhäusern. Lokale Unterstützungsnetzwerke seien wichtig, ebenso die Unterstützung und Beratung der Eltern und der Zugang zu Kinderb...
	Zu den Beispielen der Umsetzung gehörten die Vermeidung der Heimunterbringung von Kindern mit geistigen Beeinträchtigungen in Bukarest durch die Einrichtung eines Tagespflegezentrums. Dies sei sehr kostengünstig zugänglich und biete psychologische Bet...
	Rumänien sei besonders von dem Problem der „Care chains“ (globale Pflegeketten) betroffen. So fehlten es etwa 4 % der Kinder an elterlicher Betreuung, da die Eltern im Ausland arbeiten – oft in Pflegeberufen. Deshalb werde nun selbst an Flughäfen Elte...
	In Barcelona werde die Prävention der Übertragung von Traumata von Eltern auf die Kinder angegangen. Dies geschehe durch einen spezialisierten Dienst mit Elternberatung, Paarberatung sowie Unterstützung der Kinder. In Belgien erreichten kommunale Kran...
	Martin Lichte fasste zusammen, dass lokale Ökosysteme von kommunal basierten sozialen Diensten nötig seien, die die Bedarfe der Kinder und Familien abdecken, z. B. durch Tagesbetreuung. Die Zusammenarbeit der Institutionen müsste durch informelle Netz...
	Aufsuchende Maßnahmen seien für eine gesteigerte Abdeckungsrate erforderlich. Prävention und Integration seien jedoch keine kommunale Pflichtaufgabe, und daher bestehe immer das Risiko, dass Aktivitäten aufgrund knapper Mittel nicht fortgesetzt werden...

	Diskussion
	Diskutiert wurde, ob die guten Beispiele nur für sich oder für einen breiten Politikwechsel zu mehr Kooperation stehe. Dazu wurde darauf hingewiesen, dass zumindest die frühen Hilfen in Deutschland einen systemischen Wechsel darstellen. Zudem wurde fe...
	Hinsichtlich der Funktionalität von Netzwerken wurde zum einen betont, dass informelle Netzwerke sinnvoll seien, in denen Vertreter:innen verschiedener Ministerien einander kennen und den kurzen Dienstweg nutzen könnten.
	Angemerkt wurde zudem, dass institutionelle Netzwerke insbesondere dann erfolgreich seien, wenn sie um einen informellen Charakter ergänzt würden. Sinnvoll könne sein, die politischen Akteure vor Ort mit Akteuren und Betroffenen aus dem Sozialraum zu ...

	Jiri Švarc (GD EMPL – Europäische Kommission): Stand der Umsetzung der Kindergarantie
	Jiri Švarc stellte die Idee der EU Kindergarantie und den Stand der Umsetzung vor. Die Entwicklung des Anteils der Kinder mit Armutsrisiko sei nicht positiv, sondern er steige leicht an. Die EU sei also nicht auf dem Weg, die Ziele für 2030 zu erreich...
	Alle Mitgliedstaaten hätten mittlerweile ihren Nationalen Aktionsplan eingereicht, und die meisten auch den geforderten ersten Fortschrittsbericht. Diese Dokumente seien auf der Internetseite der Kindergarantie veröffentlicht, meist auch auf Englisch ...
	Die Kindergarantie verfolge das Ziel, soziale Exklusion von Kindern zu reduzieren und definiere Gruppen von bedürftigen Kindern, für die essentielle Dienste zur Verfügung gestellt werden sollen. Zudem sei die Reduzierung von Kinderarmut ein weiteres Z...
	Bei der Inanspruchnahme der Angebote von Bildung und Erziehung in der frühen Kindheit (ECEC) bestehe eine Lücke zwischen Kindern mit und ohne Armutsrisiko (AROPE), die mit 16 % recht groß sei. Zu den Ursachen gehörten die Kosten, die räumliche Erreich...
	Die Maßnahmen in den Nationalen Aktionsplänen seien oft universelle Angebote. Bei diesen sollte durch Maßnahmen sichergestellt werden, dass benachteiligte Kinder mindestens den gleichen Zugang wie andere Kinder haben. Ebenso seien in den NAPs oft Maßn...
	Den Mitgliedstaaten werde bei Bedarf technische und finanzielle Unterstützung bereitgestellt, finanziert aus dem ESF+, der Resilienzfazilität und dem Gesamtbudget. Mehrere Reformprojekte zur Kindergarantie befänden sich in der Umsetzung oder über das ...

	Diskussion
	Jiri Švarc betonte, dass seiner Einschätzung nach die entsprechenden Sozialminister:innen und Stakeholder die Umsetzung der Kindergarantie ernst meinten, die Finanzierung jedoch eine Herausforderung bliebe. Die Kindergarantie sei nur eine Empfehlung, ...
	Hinsichtlich der oft geübten Kritik, dass die Mitgliedstaaten Re-labelling betreiben und lediglich existierende Maßnahmen in ihren Aktionsplan geschrieben hätten, erläuterte er, dass die Kindergarantie im Kern keine neue Politik sei und die Mitgliedst...
	Es wurde die Frage aufgeworfen, wie am Ende des Zeitplans die vollständige Umsetzung der Kindergarantie im Jahr 2030 gemessen werden solle, insbesondere, wenn für 2030 keine Umsetzungsberichte vorgesehen seien. Jiri Švarc erwartet, dass die Kommission...
	Für die weitere Begleitung der nationalen Umsetzungen plane die Kommission auch zwischen den zweijährigen Berichten Aktivitäten anzubieten. Es gebe bilaterale Treffen, in denen man die Pläne und Berichte durchgehe. Das sei ein wechselseitiger Austausc...

	Martina Kottmann (Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend; Deutschland)
	Martina Kottmann resümierte, dass man bei der Umsetzung der EU Kindergarantie gute Fortschritte erzielt habe. Da die Kindergarantie viele Themen und viele Akteure umfasst, habe sich das Familienministerium für die Umsetzung vom Deutschen Jugendinstitu...
	Die inhaltliche Arbeit zur Umsetzung der Kindergarantie habe drei Schwerpunkte: 1. die Koordination der beteiligten Akteure, einschließlich der hochrangigen Ernennung der parlamentarischen Staatssekretärin Ekin Deligöz zur Nationalen Kinderchancen-Koo...

	Hanna Vseviov (Ministerium für Soziales, Estland)
	Hanna Vseviov erläutert einführend, dass auch in Estland im Nationalen Aktionsplan nur berichtet worden sei, was bereits alles getan und geplant war. Dennoch habe der Aktionsplan einige der Initiativen gestärkt, darunter auch integrierte Aktivitäten i...
	In Estland gebe es zusätzlich zur nationalen Politikebene lediglich die kommunale Ebene, die für die infrastrukturellen Leistungen für Familien hauptsächlich zuständig sei. Die Hälfte der Bevölkerung und der Kinder lebe in der Hauptstadt Tallin, währe...
	Zur Einbettung der Kindergarantie in das nationale System seien ein „Präventionsrat“ auf Minister:innenebene gebildet worden, in dem alle zur Umsetzung wesentlichen Ministerien vertreten seien. Der Präventionsrat habe mehrere Arbeitsgruppen, darunter ...
	Als Beispiel für die Umsetzung sei die digitale Leistungsbeantragung interessant. Estland habe hier ein fragmentiertes System gehabt. Für die Familien sei es zu schwierig gewesen, existierende Unterstützungsangebote zu finden. So waren für Kinder mit ...
	Die Ministerien entwickelten derzeit ein neues System, in dem soziale Angebote auf den jeweiligen Lebensereignissen basierten. Diese seien von der OECD übernommen. So seien 14 Lebensereignisse identifiziert worden, wie z. B. ein Baby bekommen zu haben...
	Ein anderes Beispiel für ein Lebensereignis laute: Ich habe eine Familie und benötige Hilfe. Dieser Bedarf könne zum Beispiel aufgrund einer Behinderung, einer Überforderung oder durch Gewalt bestehen. Ein weiteres Lebensereignis solle bis 2026 abgede...

	Diskussion zum letzten Panel
	In der Diskussion wurde auf die Herausforderung hingewiesen, dass sich die kommunalen sozialen Angebote mit der Zeit änderten, und es nicht so leicht sei, die Datenbanken aktuell zu halten. Für Estland gelte dies zwar grundsätzlich auch, aber Hanna Vs...
	Wichtig sei, dass nicht versucht werde, mit den digitalen Tools den menschlichen Kontakt zu ersetzen. Das Ziel sei im Gegenteil, die wenigen vorhandenen Fachkräfte in direkten Kontakt mit den bedürftigen Familien zu bringen, indem sie von anderen Aufg...
	Die Inanspruchnahme von angebotenen Sozialleistungen läge in Estland jetzt bei nahe 100 %. Bis vor einigen Jahren lag sie bei bestimmten Sozialleistungen für von Armut betroffenen Kindern, die bei der Kommune zu beantragen waren, nur bei ungefähr 25 %...
	Ein Teilnehmer fragte, zu welchem Zeitpunkt die Eltern dem Datenaustausch zustimmen. Dies geschehe, so Hanna Vseviov, sobald die Eltern zur medizinischen Untersuchung erscheinen oder, seit 2022, qua Gesetz im besten Interesse des Kindes. Außerdem könn...

	Annemie Drieskens (Europäisches Observatorium für Familienpolitik)
	Annemie Drieskens verwies zum Abschuss des Fachgesprächs auf die Vielzahl von unterschiedlichen Ansätzen, die genannt worden seien. Positiv sei, dass viele Akteure sehr bemüht seien, die gemeinsamen Herausforderungen für einen Wechsel hin zu integrier...
	Wichtig sei eine angemessene Finanzierung für die Kindergarantie und die Dauerhaftigkeit von Projekten auf der lokalen Ebene. Das Informieren und das Leiten von Familien durch die verfügbaren Angebote sei eine weitere wichtige Aufgabe. Die Ergebnisse ...
	Annemie Drieskens lud zum Abschluss der Sitzung alle Teilnehmenden zu einer am 25./26. September 2025 in Brüssel stattfindenden Konferenz ein. Dort solle gemeinsam mit zahlreichen Akteuren aus Politik, Wissenschaft und Stakeholdern der Übergang von ei...
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